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Artikel 13
Die Verwirklichung der vor der Übergabe des Verurteilten 

nicht vollzogenen Strafe sowie ein vollständiger oder teilwei­
ser Straferlaß nach der Entscheidung über die Durchsetzung 
des Urteils richten sich nach der Gesetzgebung des Staates, 
an den der Verurteilte übergeben wurde.

Eine Begnadigung des Verurteilten erfolgt durch den Staat, 
an den er zum Vollzug der Strafe übergeben wurde.

Nach Übergabe kann eine Amnestie des Verurteilten so­
wohl durch den Staat, dessen Gericht das Urteil erlassen hat, 
als auch durch den Staat, dessen Staatsbürger der Verurteilte 
ist, erfolgen.

Eine Überprüfung des Urteils hinsichtlich des Verurteilten, 
der an den Staat, dessen Staatsbürger er ist, übergeben wurde, 
darf nur durch ein Gericht des Staates erfolgen, in dem das 
Urteil erlassen wurde.

Artikel 14
Wurde nach Übergabe des Verurteilten zum Vollzug der 

Strafe das Urteil in dem Staat, in dem es erlassen wurde, ge­
ändert, werden die Abschrift der Entscheidung und sonstige 
erforderliche Unterlagen dem zuständigen Organ des Staates 
übermittelt, an den der Verurteilte übergeben wurde. Das 
Gericht dieses Staates entscheidet über die Durchsetzung einer 
solchen Entscheidung nach der in Artikel 10 dieser Konvention 
vorgesehenen Verfahrensweise.

Wurde nach Übergabe des Verurteilten zum Vollzug der 
Strafe das Urteil in dem Staat, in dem es erlassen wurde, 
aufgehoben und das Strafverfahren eingestellt, werden die 
Abschrift der Entscheidung und ihre beglaubigte Übersetzung 
unverzüglich dem zuständigen Organ des Staates, dem der 
Verurteilte übergeben wurde, zur Durchsetzung der Entschei­
dung übermittelt.

Artikel 15
Wurde nach Übergabe des Verurteilten zum Vollzug der 

Strafe das Urteil in dem Staat, in dem es erlassen wurde, 
aufgehoben und ist eine neue Untersuchung oder Gerichtsver­
handlung vorgesehen, werden die Abschrift der Entscheidung 
und sonstige für die neue Behandlung der Sache erforderliche 
Unterlagen dem zuständigen Organ des Staates, an den der 
Verurteilte übergeben wurde, zur Entscheidung über dessen 
Verantwortlichkeit gemäß der Gesetzgebung dieses Staates 
übermittelt.

Artikel 16
Jeder Vertragsstaat gestattet die Durchleitung durch sein 

Territorium, wenn Verurteilte gemäß dieser Konvention an 
einen dritten Vertragsstaat übergeben werden. Eine solche 
Durchleitung wird auf Ersuchen des Staates, dessen Staats­
bürger der Verurteilte ist, gestattet.

Artikel 17
Die mit der Übergabe des Verurteilten verbundenen Kosten, 

die vor seiner Übergabe entstanden sind, tragen die Vertrags­
staaten, denen sie entstanden sind. Andere mit der Über­
gabe des Verurteilten verbundene Kosten einschließlich der 
Kosten für die Durchleitung des Verurteilten durch einen drit­
ten Vertragsstaat trägt der Staat, dessen Staatsbürger der 
Verurteilte ist.

Artikel 18
Fragen, die sich bei der Anwendung dieser Konvention er­

geben, werden in Abstimmung zwischen den zuständigen Or­
ganen der Vertragsstaaten entschieden.

Artikel 19
Bestimmungen anderer internationaler Verträge, deren 

Teilnehmer die Vertragsstaaten sind, werden durch diese Kon­
vention nicht berührt.

Artikel 20
Diese Konvention bedarf der Ratifikation durch die Staa­

ten, die sie unterzeichnet haben. Die Ratifikationsurkunden 
werden bei der Regierung der Deutschen Demokratischen Re­
publik hinterlegt, welche die Funktion des Depositars dieser 
Konvention ausübt.

Diese Konvention tritt am 90. Tage, gerechnet vom Tage 
der Hinterlegung der dritten Ratifikationsurkunde beim 
Depositar, in Kraft. Für den Staat, dessen Ratifikationsur­
kunde nach Inkrafttreten der Konvention beim Depositar 
hinterlegt wurde, tritt sie am 90. Tage, gerechnet vom Tage 
der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde beim Depositar, 
in Kraft.

Artikel 21
Diese Konvention gilt für die Dauer von fünf Jahren, ge­

rechnet vom Tage ihres Inkrafttretens an. Nach Ablauf dieser 
Frist'verlängert sich die Geltungsdauer der Konvention auto­
matisch jeweils um weitere fünf Jahre.

Jeder Vertragsstaat kann die Konvention kündigen, indem 
er den Depositar 12 Monate vor Ablauf der jeweiligen fünf­
jährigen Geltungsdauer schriftlich darüber in Kenntnis setzt.

Artikel 22
Dieser Konvention können nach ihrem Inkrafttreten mit 

Einverständnis aller Vertragsstaaten andere Staaten beitreten, 
indem sie dem Depositar die Beitrittsurkunden übergeben.

Der Beitritt gilt nach Ablauf von 90 Tagen, gerechnet vom 
Tage, an dem der Depositar die letzte Mitteilung über das Ein­
verständnis zu diesem Beitritt erhalten hat, als wirksam.

Artikel 23
Der Depositar wird unverzüglich alle Staaten, die diese 

Konvention unterzeichnet haben oder ihr beigetreten sind, 
vom Zeitpunkt der Hinterlegung jeder Ratifikationsurkunde 
oder jedes Beitrittsdokumentes, vom Zeitpunkt des Inkraft­
tretens der Konvention sowie vom Eingang anderer Mitteilun­
gen, die sich aus dieser Konvention ergeben, unterrichten.

Artikel 24
Der Depositar dieser Konvention ergreift Maßnahmen «zur 

Registrierung dieser Konvention bei den Vereinten Nationen 
gemäß ihrer Charta. ,

* Artikel 25
Die vorliegende Konvention wird beim Depositar hinterlegt, 

der die beglaubigten Kopien der Konvention ordnungsgemäß 
den Staaten, die die Konvention unterzeichnet haben oder 
ihr beigetreten sind, übermittelt

Ausgefertigt in Berlin am 19. Mai 1978 in einem Exemplar 
in russischer Sprache.

Für die Volksrepublik Bulgarien
Für die Ungarische Volksrepublik
Für die Deutsche Demokratische Republik
Für die Republik Kuba
Für die Mongolische Volksrepublik
Für die Volksrepublik Polen
Für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
Für die Tschechoslowakische Sozialistische Republik


